
Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes über Auĩau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden (Ordnungsbehördengesetz - OBG) 

vom 13. Mai 1980 

 

(…)  

 

§ 3 Auĩau  

(1) Die Aufgaben der örtlichen Ordnungsbehörden nehmen die Gemeinden, die Aufgaben der 
Kreisordnungsbehörden die Kreise und kreisfreien Städte als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung (§ 9) wahr; dies gilt auch für die ihnen als Sonderordnungsbehörden übertragenen 
Aufgaben. 

(2) Landesordnungsbehörden sind die Bezirksregierungen. 

 

§ 4 Örtliche Zuständigkeit  

(1) Örtlich zuständig ist die Ordnungsbehörde, in deren Bezirk die zu schützenden Interessen verletzt 
oder gefährdet werden. 

(2) Ist es zweckmäßig, ordnungsbehördliche Aufgaben in benachbarten Bezirken einheitlich zu 
erfüllen, so erklärt die den beteiligten Ordnungsbehörden gemeinsame Aufsichtsbehörde eine dieser 
Ordnungsbehörden für zuständig. 

 

§ 5 Sachliche Zuständigkeit  

(1) Für die Aufgaben der Gefahrenabwehr sind die örtlichen Ordnungsbehörden zuständig. Werden 
den Ordnungsbehörden der Großen und MiƩleren kreisangehörigen Städte Aufgaben durch 
besondere gesetzliche VorschriŌ zugewiesen, nehmen sie diese als örtliche Ordnungsbehörden wahr. 

(2) Die Zuständigkeit der Landes- und Kreisordnungsbehörden besƟmmt sich nach den hierüber 
erlassenen gesetzlichen VorschriŌen. 

(3) Für den Erlaß von ordnungsbehördlichen Verordnungen gelten die §§ 26 und 27. 

 

§ 6 Außerordentliche Zuständigkeit  

(1) Bei Gefahr im Verzug oder in den gesetzlich vorgesehenen Fällen kann jede Ordnungsbehörde in 
ihrem Bezirk die Befugnisse einer anderen Ordnungsbehörde ausüben. Dies gilt nicht für den Erlaß 
ordnungsbehördlicher Verordnungen. 

(2) Erfordert die Erfüllung ordnungsbehördlicher Aufgaben Maßnahmen auch in benachbarten 
Bezirken und ist die Mitwirkung der dort örtlich zuständigen Ordnungsbehörden nicht ohne eine 
Verzögerung zu erreichen, durch die der Erfolg der Maßnahme beeinträchƟgt wird, so kann die 



eingreifende Ordnungsbehörde auch in benachbarten Bezirken die notwendigen unaufschiebbaren 
Maßnahmen treffen. 

(3) Die allgemein zuständige Ordnungsbehörde ist über die getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
unterrichten. 

 

§ 7 Aufsichtsbehörden  

(1) Die Aufsicht über die örtlichen Ordnungsbehörden in den Kreisen führt der Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde. 

(2) Die Aufsicht über die kreisfreien Städte als örtliche Ordnungsbehörden und über die 
Kreisordnungsbehörden führt die Bezirksregierung. Sie ist gleichzeiƟg obere Aufsichtsbehörde über 
die kreisangehörigen Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden. 

(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist das jeweils zuständige Ministerium. 

 

(…) 


